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Demoaufruf der Angehörigen und Freundinnen 


der politischen Gefangenen 


Seit über 40 Jahren wird Widerstand in der BRD mit Gewalt unterdrückt. Radikale politische Standpunkte sind nicht erlaubt. 
Sie werden nicht diskutiert, sondern diskreditiert, kriminalisiert, verfolgt und bestraft. Die Zerschlagung der Bewegungen ge- 


gen Berufsverbote, Wiederaufrüstung und Wiederbewaffnung, 
rung, technische Großprojekte und Wohnraumvernichtung unte 


gegen Atomwaffen und Kernenergie, gegen Raketenstationie- 
r gleichzeitigem paramilitärischem Aufbau einer schlagkräfti- 


gen Polizei legen deutlich Zeugnis von den Absichten der Regierenden ab, keine denkenden, keine eigenständig handelnden 


Menschen zu dulden. 


Von Anfang an hat die BRD kein rechts- und kein verfassungswidriges Mittel gescheut, sich des aufkeimenden radikalen 
Widerstands mit Gewalt zu entledigen. So starben allein in den 70er Jahren 14 Menschen, die der Zugehörigkeit zu Guerilla- 
gruppen verdächtigt wurden, entweder auf offener Straße oder in ihren Wohnungen durch Polizeikugeln bzw. in den Gefäng- 
nissen durch unterlassene oder massive ärztliche „Versorgung“ und durch andere Todesarten, die beim Namen zu nennen bis 


heute straf, ,‚rechtlich‘“ verfolgt wird. 


Was zu Beginn in gesetzlosem Zustand praktiziert wurde, ist heute Gesetz: Sonder-U-Haftbedingungen auf Basis gezielter 
Vorverurteilung, Sondergerichte mit einer eng begrenzten Zahl zwangsläufig befangener Richter, Einschränkung der Vertei- 
digerrechte, Kontaktsperre, Kronzeugenregelung und andere Möglichkeiten, erwünschte Aussagen zu verwerten, ohne die 
Zeugen vor Gericht erscheinen zu lassen. Die Methode der Kollektivanklagen ohne Einzeltatnachweis wird heute völlig selbst- 
verständlich auf Gefangene aus dem Widerstand übertragen. Wo keine Organisation vorliegt, wird die gemeinsame politische 
Überzeugung an deren Stelle gesetzt. Das führt zu ungeheuerlichen Prozeßkonstruktionen bis hin zur reinen Erfindung mit 
willkürlicher Anschlagszuordnung. Entgegen allen Behauptungen von Justiz und Medien wurden in den letzten 6 Jahren bis auf 
eine Ausnahme Menschen gefangen und zu hohen Haftstrafen verurteilt, die nicht in der RAF organisiert waren. 

Wir, die Angehörigen und FreundInnen der politischen Gefangenen, rufen an dieser Stelle nicht nur alle Menschen zur Teil- 
nahme an der Demonstration in Bonn auf, die die berechtigten Forderungen der Gefangenen schon lange unterstützen. Wir ru- 
fen vielmehr jeden, der Widerstand gegen die herrschenden Verhältnisse für notwendig und legitim hält, dem es nicht reicht, 
sich in die immer größer werdende Zahl der Resignations- und Nichtwähler einzureihen und der der offiziell gesteuerten Sug- 
gestion nicht erliegen will, der Staat sei schützenswerter als das Volk und seine Menschenrechte, und der auch nicht daran 
glaubt, er könne seine eigene Benachteiligung durch Rache und Gewalt an Schwächeren und ebenso Benachteiligten verhin- 


dern. 


Eine große Demonstration wird den Regierenden klarmachen, daß sie gegen eine starke Gemeinschaft und wachsenden Wi- 
derstand nicht in Ruhe weiterregieren können — auch nicht mit neuen Repressionen und neuen politischen Gefangenen. 
Wer am 20. 6. für die Forderungen der politischen Gefangenen auf die Straße geht, tut das auch für sich selbst. 


Wir dürfen nur unsere Wut nicht verlieren! 


Die Angehörigen und FreundInnen der politischen Gefangenen in der BRD 


GE m nl a E S ne E 


Beitrag von Karl-Heinz Dellwo 
für die 1. Mai-Demo in Göttingen 


„alle, denen ich erzählt habe, wie lange ihr teilweise schon im 
knast seid, waren ganz erschrocken, und bei 20 jahren haben 
sie nachgefragt, ob sie sich nicht verhört haben oder falsch 
übersetzt worden sei. das konnten sie nicht glauben.“ 

so schrieb uns kürzlich eine genossin nach ihrer rückkehr 
aus uruguay über gespräche mit menschen dort, die selber 
lange unter der militärdiktatur im gefängnis waren. 

hier ist das falsche ‚normal‘. die härte, die entfremdung, 
die verdinglichung, die macht des staates und die des kapitals. 
wenn menschen in uruguay, die eine brutale militärdiktatur 
hinter sich haben, erschrocken und verblüfft sind über unsere 
lange haft, menschen also, die den innergesellschaftlichen 


kriegszustand kennen und trotzdem irgendwie von grenzen 
ausgehen — was sagt das über diese gesellschaft und ihre le- 
bensverhältnisse aus? 

kürzlich lasen wir, daß die bundesdeutsche staatsschutzju- 
stiz nach 1956 ca. 150000 politische verfahren durchgeführt 
hat. nicht, wie man erwarten könnte, gegen nazis, kriegsver- 
brecher, steigbügelhalter und profiteure des nazi-faschismus. 
nein! gegen kommunisten, pazifisten, gewerkschafter! gegen 
die, die den nazi-faschismus bekämpften und von ihm verfolgt 
worden sind und nach ’45 einen bruch mit der vergangenheit 
wollten. sie wurden auch in der brd verfolgt, kriminalisiert 
und gesellschaftlich niedergemacht. die führungselite der brd 
umfaßt nach angaben der ‚zeit‘, die es eigentlich wissen 
müßte, ca. 3000 personen. 3000 setzten die verfolgung von 
150000 durch, um jede veränderungstendenz in der gesell- 


schaft zu ersticken. das hat in deutschland, wo der nations- 
werdungsprozeß mit der preußischen militärdiktatur ent- 
stand, tradition. das hat sich später gegen die 68er bewegung 
fortgesetzt, und wir finden es heute in der sog. „‚aufarbeitung 
des realsozialismus‘“ wieder: ‚das andere‘ soziale muß 
„ausgetilgt‘“ werden. bevor etwas gesellschaftlich anderes zu 
sich kommt, muß es bereits niedergemacht sein. wir erinnern 
uns hier an die hausbesetzung in wiesbaden oder an die main- 
. zer straße: vom staat aus krieg gegen den versuch, sich einen 
eigenen sozialen entwicklungsraum zu schaffen. 

es geht nicht nur um uns. „da, wo der andere ist‘‘, schreibt 
jessica benjamin in ihrem buch ‚‚die fesseln der liebe‘“, „ist 
die leerstelle‘“. das ist in deutschland die geschichtlich durch- 
gesetzte beziehungsstruktur in der gesellschaft. ohne diese 
von oben durchgesetzte zerstörung des sozialen wäre die stra- 
tegie der judenvernichtung nicht möglich gewesen. das ist al- 
lerdings nicht eine metaphysisch abgeleitete perfidie der herr- 
schenden klasse, sondern sie hat geschichtlich wie kaum eine 
andere der logik des kapitals freie bahn verschafft und besitzt 
daraus heute so viel soziales wie eine registrierkasse. „der 
andere als leerstelle‘‘ — so wird von der macht aus über ande- 
re geredet und gehandelt. ob es die sog. „‚asylanten‘“ sind, die 
junkies, obdachlosen, arbeitslosen, menschen, die nicht die 
logik des kapitals leben wollen, andere völker und kulturen, 
vor allem jene außerhalb der metropolengrenze usw. — das 
andere ist immer das, dem keine eigengeltung zugebilligt 
wird. 

der einzige maßstab, der hier gelebt werden darf, ist der des 
profitstrebens, jeder gegen jeden. die zerstörung des sozialen 
ist hier zur normalität geworden, die dem verhältnis des staa- 
tes zu politischen und sozialen widersprüchen entspricht. das 
soziale empfinden der menschen haben sie damit in die defen- 
sive gebracht. nicht repression und zerstörung gegen mensch 
und natur sind es, die sich rechtfertigen müssen, sondern das 
soziale und weltverantwortliche bemühen der menschen ist 
es, das unter rechtfertigungszwang gerät, das sich selbst ge- 
genüber als ‚‚unnatürlich‘‘ entfremdet ist. das ist eine gesell- 
schaft, die geschichtlich unterwegs ist, das eigenkriterium der 
menschen und der natur auszurotten. das ist die „geschichtli- 
che“ mission des kapitals, das als vehikel der politischen 
durchsetzung die staatliche macht auf seiner seite hat. 

gegen diese macht, die von anfang an immer alles austreten 
will, mußte sich der widerstand erst einmal konstituieren. das 
vernichtungsverhältnis ist das erste gewesen, das überwun- 
den werden mußte. anders wäre alles illusion geblieben. wir 
haben 22 jahre lang gezeigt, innerhalb und außerhalb des kna- 
stes, daß sich der gegenangriff halten läßt, daß der versuch 
der macht, das andere auszutilgen, sich durchbrechen läßt. 
wir sehen das als eine potenz, die wir für diese linke erkämpft 
haben. die andere seite weiß heute, daß sie keinen krieg füh- 
ren kann, ohne nicht auf eine entsprechung von unten zu sto- 
ßen. ohne das würde auch heute jeder andere soziale organi- 
sierungsprozeß auf das dumpfe reaktionsmuster des schlag- 
stocks treffen. dieses soziale ist das, was heute entwickelt 
werden muß. wir wollen ein leben ohne verkauf und verrat, 
ohne ausbeutung und diskriminierung, ohne herrschaft über 
andere, eins, das sich zum menschen hinwendet und seine so- 
ziale entwicklung offen läßt. wir brauchen dazu andere gesell- 
schaftliche parameter. 

gegen die logik des kapitals, der verwertung von allem le- 
bendigen als selbstzweck, gegen die sozial-zweckfreie ökono- 
mische rationalität der warenproduktion brauchen wir eine 
andere, eine sinnliche vernunft. wir müssen das soziale unter 
den menschen neu herauskämpfen. das ist keine frage an die 
macht. von dort wird es keine gesellschaftliche umkehr ge- 
ben. an ihrem verhältnis zu unseren selbstorganisierungsver- 
suchen wird sich nur zeigen, ob das bestand haben kann, was 
die raf derzeit versucht: das konfrontationsverhältnis auf eine 
ebene außerhalb des kriegs zu stellen und neu teil des sozialen 
findungsprozesses zu werden. wenn auf der anderen seite 
alles beim alten bleibt, wird dieser linken auch nur bleiben, 
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sich entweder mit der ohnmacht abzufinden oder das ausrot- 
tungsverhältnis gegen sich anzugreifen. das entwickeln eines 
eigenen sozialen raumes ist die aufgabe von uns allen. sonst 
steht der versuch der raf auch auf unserer seite im leeren. 
handlungsanleitungen gibt es dazu nicht, schon gar nicht aus 
dem knast heraus. die verantwortung für eine revolutionäre 
entwicklung ist — gegen die falsche arbeitsteilung der vergan- 
genen jahre — an jede/n zurückgegeben. nur so hat man auch 
sein eigenes leben. alles, was uns für eine grundsätzliche ge- 
sellschaftliche veränderung fehlt, können wir nur gemeinsam 
finden. 
zum 1. mai grüßen wir 
alle, die auf der suche nach wegen sind, wie menschenwür- 
diges leben hier und weltweit an ganz konkreten fragen or- 
ganisiert und durchgesetzt werden kann! 

und wir grüßen natürlich auchallestreikenden. 
aus : Das Nestbeschmutz, Göttingen, Mai / Juni 92 = 


Brief von Rico Prauss 


brackwede, 2.5.92 
ich kenne von diesem ‚der kampf geht weiter‘‘-brief auch nur 
die darstellung in der ‚‚taz‘“ — nicht ihn selbst. | 

wenn die stimmt, dann kann ich auch nur sagen: aus 22 jah- 
ren texten zusammenstückeln und zitieren kann auch der 
staatsschutz. 

zumal wirklich kein grund zu kernigen parolen besteht. 

— weder die raf noch wir gefangenen haben gesagt, daß wir 
nicht oder nicht mehr für revolutionäre ziele kämpfen. daß 
zum beispiel die taz das gerne so darstellt, hat mit dem, was 
wir mit den menschen und für unser land wollen, ja wirklich 
nichts zu tun. diese haltung und der versuch, unsere intention 
— die mit dem brief der raf zusammenkommt politisch — wie- 
der in diese richtung zu entstellen, macht nur und natürlich 
alles wieder komplizierter. diese leute weigern sich zu han- 
deln, wie es dem von ihnen im „politmarkt‘‘ besetzten seg- 
ment zu entsprechen hätte, und verkleinern damit den politi- 
schen raum für eine lösung. aber wir sind sicher die letzten, 
die sich über ihre bewußtlosigkeit noch zu wundern hätten. 
das ist eben die zweite spalte auf der gleichen seite, sie redu- 
zieren damit, was allein staatsschutzinteresse ist: kämpfen 
und revolutionäre praxis immer und ohne jeden sinn, verstand 
und bezug zur politischen situation, als schießwütig und mili- 
taristisch darzustellen. es macht wenig unterschied im effekt, 
ob es aus rein staatlichem interesse geschieht oder aus einem 
intellektuellen dämmerzustand, der die existentiellen nöte 
von menschen in wirklichkeit nicht mehr wahrnehmen kann 
und die radikalen kämpfe daraus, darum auch nicht als au- 
thentische begreifen kann. so ist das mit toten: sie wissen 
nicht mehr, was menschen zum leben brauchen, und finden 
das ‚„‚modern‘“.- 


aber das war mir sofort klar: mit dem raf-brief kommen alle 
diejenigen in arge bedrängnis, die schon immer feindpropa- 
ganda statt tatsachen verbreiten, und es macht alle diese figu- 
ren brandgefährlich, die ihr ... „historisches projekt‘‘ zu- 
sammenbrechen sehen, mit dem sie von anfang an militante 
und bewaffnete politik aus jedem politischen zusammenhang 
und gesellschaftlicher auseinandersetzung rausbrechen woll- 
ten. 

es würde mich also nicht wundern, wenn dieser brief tat- 
sächlich eine reine staatsschutzproduktion wäre — in der lo- 
gik eines celler lochs und mit der verzweiflung der ‚„‚nonne- 
kronzeugen“-manipulation. und es paßt ja auch wirklich, daß 
prompt diese expertensimulanten erscheinen — wie diese 
traurige figur rolf tophoven — und unter dem mühsam selbst- 
gestrickten deckmantel der ‚‚wissenschaftlichkeit‘‘ des ‚in- 
stitut für terrorismusforschung‘ klischees und schemas lie- 
fern. ich habe es leider verpaßt, mal rauszukriegen, wer die- 
ses seniorenheim für ausgemusterte staatsschützer und con- 
tra-spezialisten eigentlich tatsächlich finanziert. (horchem 


sitzt da ja auch drin.) jedenfalls ist das schon lange eine be- 
kannte fälscherwerkstatt für die umschreibung der geschichte 
der kämpfe, und sie verstehen sich ja auch mit „‚Analysen‘ als 
Berater der „‚Politiker‘‘ und sind eine Schaltstelle für koordi- 
nierte Entstellung in den Medien. Ich will nicht spekulieren, 
ob sie diesen Brief sogar selbst schrieben, und nicht mal, ob 
eine..der zahlreichen deutschen geheimdienst- und staats- 
schutzstellen dafür verantwortlich ist. 

— denn wenn für diesen brief tatsächlich menschen verant- 
wortlich sind, die etwas wollen, und wenn er eine orientie- 
rung ausdrückt, die tatsächlich einen teil der diskussion be- 
stimmt, 

dann klären wir beides sowieso nur über die inhaltliche dis- 
kussion und den politisch-praktischen prozeß, den wir wol- 
len. der brief wäre dazu kaum ein brauchbarer beitrag und ja 
auch kein wirklich eigener, hinter dem eine konzeption steht. 
es reicht nicht, aus texten aus 22 jahren zu zitieren. was wir 
brauchen, ist sicher keine „parolen-fraktion‘, die kontinuität 
revolutionärer praxis mit dem geist von texte-archivaren ver- 
wechseln. und ich kann mir einerseits kaum vorstellen, daß 
leute, die wirklich für revolutionäre ziele und organisierung 
arbeiten (wollen), so entschieden nicht verstehen, daß dieser 
brief nichts als eine defensive angstreaktion wäre — weil sie 
produktiv mit dem raum jetzt in wirklichkeit nichts anfangen 
können und lieber „‚gegenstände‘‘ beschwören, als politisie- 
rungsprozesse vorantreiben, | 

andererseits war es immer schon eine besondere schwierig- 
keit der deutschen linken, einen politischen moment, eine 
phase mit dem gespür für das aktuell notwendige auszufüllen 
— ohne dabei die strategische orientierung aus dem auge zu 
verlieren, auf die so eine übergangsphase hinläuft. für mich 
ist das schon länger ein gedanke, daß niemand sagen kann, 
wie die raf und militante strukturen in ein paar jahren konkret 
aussehen werden — und das ist eben noch keine antwort, wie 
manche meinen oder es aus eigenem interesse in aufgabe- 
ende-schluß-kategorien zwingen wollen. und auch wenn die 
‚entwicklung heute in ihrem ganzen historischen zusammen- 
hang sicher viel tiefgreifender ist, ist das jetzt auch nicht so 
völlig das erste mal, wo es für die guerilla und revolutionäre 
bewegung um eine neuorientierung geht. wir hatten das schon 
mal anfang—mitte der achtziger — auch wenn es damals als 
neusetzung wenig gründlich gelungen ist, was an eigenen feh- 
lern lag und auch weil wir die umbrüche im ganzen internatio- 
nalen kontext noch nicht wirklich begriffen hatten, in denen 
wir andererseits aber schon agierten. (eine tatsache, mit der 
die nikaraguaner z.b. besser klargekommen sind, obwohl sie 
sie bestimmt in diesem moment auch noch nicht vollständig 
begriffen haben, sie arbeiteten sie ja erst heraus.) 

aber das nur kurz eingeschoben, weil es vielleicht auch 
einen ruhigeren blick dafür schafft, daß die kämpfe schon län- 
ger in diesem umbruch — von dem jetzt alle reden, weil er 
einem ins gesicht springt — nach wegen gesucht haben. die 

: probleme der praxis und organisierung (im gegensatz zur par- 
teiförmigkeit) waren schon reaktion auf die krise und stagna- 
tion:der geselischaftlichen organisierung auch im osten. unse- 
re schwäche auch bedingt dadurch, daß sie die notwendigkeit 
neuer organisierungsformen und begriffe von gesellschaft- 
lichkeit noch nicht herausgebildet hatten. jetzt ist das alles 
gleichzeitig auf dem tisch. 


ich möchte, daß der schritt, den die raf jetzt mit ihrem brief 
auch aufgemacht hat, ein politischer sprung nach vorne wird. 
‘ leider kommt das in ihrem brief nicht so sehr rüber, aber das 
- liegt vielleicht auch daran, daß es ja für alle schwer ist, in 
einem text die gedanken und vorstellungen jetzt zusammenzu- 
fassen. und ich verstehe es auch, daß sie ein paar sachen „ein- 
fach mal‘ feststellen, ohne gleich antworten drauf zu schrei- 
ben, um-auch klarzumachen, daß sie nicht einfach weiterma- 
chen, ohne daß das einen organischen bezug zur bestimmung 
und entwicklung von gegenmacht insgesamt sucht. für mich 
ist das der erste schritt, mit dem sich eine revolutionäre bewe- 


gung wieder der raf bemächtigt sozusagen. das ist ja der sinn 
von illegalität und guerilla — nicht umgekehrt. wir aus dem 
militanten widerstand und im front-prozeß waren dafür in den 
achtzigern einfach noch nicht reif genug. es blieb ein ansatz — 
wenn auch in seinem kern das heute noch auffindbar ist. si- 
cher werden leute das in ihren immer-schon-gesagt-und- 
gewußt-kategorien entstellen, und damit gibt es die gefahr, 
daß man unnötig viel damit beschäftigt ist zu sagen: wir reden 
nicht vom ende ... aber ich glaube auch, daß wir das in kauf 
nehmen müssen, weil es letztlich auf die andere wirkung und 
orientierung ankommt, nämlich die menschen zu erreichen, 
die wirklich selbst verantwortung übernehmen (wollen) und 
den aufbau von verbindlichen strukturen, die zu politischer 
und sozialer praxis fähig sind, voranzubringen und das zu 
einem befreiungsprojekt zusammenbringen wollen, das auch 
in der lage ist, hier gegen das system ziele und forderungen 
durchzusetzen. wie sehr das beides notwendig ist — die revo- 
lutionäre organisierung als „sozialer ort“ und die fähigkeit, 
gegen die macht forderungen und veränderungen durchzuset- 
zen — mit der umwälzung des ganzen systems im auge —, 

hat ja die verzweifelte explosion in den ghettos der usa gera- 
de nochmal deutlich gemacht — das orientierungslose mo- 
ment darin, seine tragische gewalttätigkeit, ist ja auch eine 
folge der zerschlagung schwarzer authentischer selbstorgani- 
sierung — und damit der sozialen bindung, des politischen be- 
zugs, die die us-regierung betrieb, weil sie die widersprüche 
nicht lösen wollte. 

momente dieser entwicklung sind längst hier in deutschland 
angekommen. das fängt die bürgerliche gesellschaft nicht 
mehr auf, und niemand außer uns schafft den pol und die wer- 
te, in dem das außerhalb bierselig-männlicher oder techno- 
kratisch-,‚hygienischer‘‘ barbarisierungsprozesse zu einem 
anziehungspunkt für die menschen wird. 


du fragst, ob ich denn die situation so offen sehe — von staatli- 
cher seite, was da jetzt mit der „‚kinkelinitiative‘‘ kam — _- 

ich kann dazu nur sagen, ich weiß es nicht. aber ich glaube 
auch, daß die frage so rum gestellt nicht richtig ist. der schritt 
jetzt hat erst in zweiter linie mit einer beweglichkeit im appa- 
rat zu tun, oder besser: damit, daß man jetzt hin- und her- 
wälzt, wollen sie wirklich lösungen, ist diese fraktion im ap- 
parat stark genug oder nicht. das ist mir viel zu sehr ‚‚von hin- 
ten‘“ aufgezäumt. es geht ja zuallererst um eine mobilisie- 
rung, die den druck aus unserer bestimmung, unseren orien- 
tierungen heraus schafft. vom staat wird so oder so der ver- 
such kommen, jeden schritt für seine ziele erscheinen zu las- 
sen, und aus dem heraus ist es ja auch in dem, was man dazu 
von ihnen hört, begrenzt — das kann nicht unsere sache sein. 

ich überlege das andersrum: die zeit ist reif, daß die mobili- 
sierung auch in diesem konflikt in die gesellschaft rein und 
durch sie mitbestimmt, eine politische lösung erreicht. also 








Wichtige Mitteilung für unsere 
Abonnentinnen und Abonnenten 


Zum 1. Juli werden Verlag und Verlagsort für das Angehö- 
rigen-Info von GNN Köln nach GNN Schleswig-Holstein/ 
Hamburg wechseln. Damit ändern sich dann auch Konto- 
nummer und Bank für Einzugsermächtigungen und Ein- 
zahlungen für die Abonnements. Das gilt bereits für die 
Rechnungen für das kommende Halbjahr. Wir gehen da- 
von aus, daß die alten Einzugsermächtigungen auch für das 
Hamburger Verlagskonto gelten werden (andernfalls bit- 
ten wir um Mitteilung). Da das Impressum erst zum 1. Juli 
geändert werden wird, geben wir die neue Bankverbin- 
dung bis dahin auf diesem Weg bekannt: 
GNN-Verlag, Hamburger Sparkasse, BLZ 20050550, 
Konto-Nr. 1330 / 110055. 

Das Geld für die ab dieser Nummer beiliegenden Rech- 
nungen und für Neuabonnements bitte auf das Hamburger 
Konto einzahlen! 
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eben keine staatliche. dazu müssen wir in der lage sein zu sa- 
gen, was im gesellschaftlichen interesse ist. das hat mit ‚‚an- 
biederung‘‘ nichts zu tun — die forderungen sind so radikal, 
wie die situation (und die geschichte) es verlangt. ich halte das 
für möglich — außerhalb der gängigen kategorien von 
„schmackhaft machen‘“‘ und ähnlichem scheiß, wenn es 
selbstbewußt angegangen wird. die staatliche taktik ist ja 
jetzt, daß sich die verantwortlichen einfach weigern, die poli- 
tische verantwortung zu übernehmen, sich hinter ihren 
‚schreibtischen wegducken und von ‚‚normalvollzug‘‘ reden. 
also das ist ja die sogenannte ‚‚spd‘‘-reaktion auf das ganze 
ziel freiheit, aber das ist sie auch im einzelnen konkreten fall. 
wir hatten das gerade wieder hier in brackwede mit dem 
jumi/nrw (Justizministerium/Nordrhein-Westfalen). heidi 
und ich wollten einen gemeinsamen besuch einer delegation 
der sandinistischen jugend und haben das auch gleich über 
jumi beantragt. die haben sich nicht entblödet, uns schema- 
tisch formulierte briefe zu schreiben, daß erstens der antrag 
abgelehnt wird und zweitens unsere ‚eingabe‘‘ an das dafür 
zuständige justizvollzugsamt hamm geht. von dort werden 
wir — bekannte sache für uns — ein schreiben erhalten, das 
immer gleich formuliert ist, obwohl angeblich das jeweils be- 
sondere anliegen geprüft wurde. geschenkt. wir wissen natür- 
lich, daß die ablehnung des gemeinschaftsbesuches formal 
begründet werden kann und daß der vollzugspräsident in 
hamm — als zuständige aufsichtsbehörde über die anstaltslei- 
tung — das als administrativ richtige entscheidung feststellen 
wird. eine andere entscheidung — die genauso stumpf-formal 
begründet werden könnte — setzt eben den politischen willen 
voraus. 

so zwangen sie uns und die sandinistischen freunde dazu, 
jeweils eine getrennte stunde bei heidi und mir zu machen ... 
was natürlich viel zu kurz war, zumal wir uns nur mit hilfe 
einer dolmetscherin unterhalten konnten. es wäre die frage, 
was spd- und gewerkschaftsbasis von dieser behandlung hält, 
wo es ja viele direkte kontakte aus diesem bereich zur sandini- 
stischen partei gibt. schlimm genug schon ihre behandlung 
auf dem frankfurter flughafen: totale filze und unverschämte 


bedrängung: ‚wo haben sie denn nun das kokain?‘“, als sie 
nichts fanden. 
das einzige ... rationale moment an dieser linie ist allein 


noch, daß es für die spd inzwischen im politmarkt nicht mehr 
zuträglich ist, mit sondergesetzen, prozessen und knast poli- 
tik zu machen. in den siebzigern haben sie sich damit noch ge- 
brüstet — im schlagabtausch mit der cdu/csu —, daß sie 
schließlich den ausnahmezustand verrechtlicht haben und die 
staatsschutzapparate etat- und personalmäßig astronomisch 
aufgeblasen haben. jetzt muß das als ‚‚normal‘ hingestellt 
werden, um auch im nachhinein nicht mehr politisch dafür 
verantwortlich zu sein. 

und schließlich hat sie in der krise des systems jetzt ja auch 
keine andere vorstellung, als auf die sozialen und politischen 
konflikte repressiv zu reagieren. siehe flüchtlinge. _ 


ich glaube, daß viele leute diese inkompetenz satt haben und 
sehr wohl durchschauen — über radikale und revolutionäre 
zusammenhänge hinaus, nicht ‚automatisch‘, aber sie erken- 
nen dann schon die faktische eskalation in der weigerung zu 
handeln und die unverschämtheit, mit der die „politiker‘‘ lü- 
gen. es wäre ein verbindungsmoment in der verständigung 

. „Kompetenz“ in den fragen und problemen, die überall 
drängen, ist jetzt ja überall nur noch von den menschen zu er- 
warten, die direkt mit den sachen konfrontiert und von ihnen 
betroffen sind — und sich dafür organisieren, lösungen zu er- 
zwingen, in denen der mensch im mittelpunkt steht. 


Die Ermittlungsverfahren gegen 
Gefangene aus der RAF 
In den letzten Monaten haben wir im Info des öfteren die Er- 
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mittlungsverfahren erwähnt, die die Bundesanwaltschaft auf- 
grund von Kronzeugenaussagen gegen mehrere Gefangene 
aus der RAF betreibt. Im folgenden fassen wir kurz den ak- 
tuellen Stand dieser Verfahren zusammen: 

Gegen Christian Klar und Inrgrid Jakobsmeier ist bereits 
Anklage erhoben. 

In den Ermittlungsverfahren gegen Rolf-Clemens Wagner 
und Sieglinde Hofmann laufen Anfragen bei der Schweiz und 
Frankreich, den Ländern, die die beiden seinerzeit nur unter 
der Bedingung an die BRD ausgeliefert haben, daß sie nicht 
nach $ 129a angeklagt werden dürfen. 

Auch die Verfahren gegen Brigitte Mohnhaupt und Heidi 
Schulz dauern an. 

Ein weiteres Ermittlungsverfahren wurde von der BAW 
gegen Eva Haule eingeleitet, weil angeblich nach sechs Jah- 
ren eine „„Zeugin‘‘ aufgetaucht sei, die sie in den Zusammen- 
hang mit der Aktion der RAF gegen das Siemens-Vorstands- 
mitglied Beckurts im Juli 1986 bringt. 


„Mit den richtigen Werkzeugen“ 
Rede auf der Demonstration gegen das 
G 7-Treffen in Münster am 9.5.92 


Von Andreas-Thomas Vogel 

Ich spreche auch aus den Zusammenschlüssen und Aktivitä- 
ten gegen den Weltwirtschaftsgipfel in München in diesem 
Jahr. Ich habe in der Guerilla gekämpft und haben in 10 Jah- 
ren Knast die verschiedenen Varianten der Isolationshaft zu 
spüren gekriegt — und sie haben mir zugesetzt. Was ich euch 
zu sagen haben, ist geprägt von meinen Erfahrungen in politi- 
schen Initiativen, seit ich draußen bin, von meinen Erfahrun- 
gen in der Guerilla und als Gefangener. Ich denke, das ist gut 
so. 


Es sind stürmische Zeiten für emanzipatorische Politik. Der 
Kapitalismus hat sich als Weltsystem durchgesetzt, aber 
gleichzeitig ist er auch gescheitert. Die Nachkriegsordnung 
mit den beiden Machtblöcken USA und Sowjetunion hatte nur 
verdeckt, auf weichem Pulverfaß wir sitzen. Was die HERR- 
schenden als ‚Sieg des Kapitalismus‘‘ verkaufen wollen, ist 
in Wahrheit eine globale Krise des kapitalistischen Welt- 
marktsystems. Die Politik der HERRschenden ist angesichts 
dessen nur Krisenmanagement. 

Das sage ich nicht, um uns Mut zu machen. Tatsächlich 
sind die Aussichten eher katastrophal. 


Wir sehen Los Angeles und die Niederschlagung der Ghetto- 
Aufstände in den USA. Der Genosse von dort berichtete eben 
davon. Wir sehen das fortgesetzte Morden in Jugoslawien, 
die weltweiten Fluchtbewegungen, die ungehemmte Natur- 
zerstörung, die Hungerkatstrophen und die Ausbreitung der 
Seuchen. Es existieren unvereinbare Realitäten in der Welt — 
die auch vor den Wohlstandsinseln dieser Weltordnung nicht 
haltmachen. Die Bankpaläste und die Slumhütten — wir sehen 
sie mehr im Süden als im Norden, aber rund um den Globus. 


Die Parole dieser Demo „G7 — sie organisieren die Armut 
der Völker‘ bringt die Entwicklung auf den Punkt. Alle wis- 
sen das! Der jüngste UN-Entwicklungsbericht nennt die Zah- 
len. Sie belegen, daß das kapitalistische Profitsystem die 
Mehrheit der Menschen in tiefstes Elend gestürzt hat. 1/10 
der Menschheit lebt auf Kosten aller anderen. 30 Jahre ‚‚Ent- 
wicklungspolitik‘ genannte Zurichtung für den Weltmarkt 
waren für die Menschen in den armen Ländern eine einzige 
Katastrophe. Noch nie in der uns bekannten Geschichte haben 
so viele Menschen im Elend gelebt, müssen Millionen täglich 
um ihr Leben bangen. 

Das sind die einfachen Wahrheiten, die gegen die alte 
„Neue Weltordnung‘“ sprechen. 


Auch in der Metropole ist die HERRschaft auf einer neuen 


Stufe angelangt. Sie greift immer mehr nach dem menschli- 
chen Wesen und seinen Fähigkeiten an sich. Die Profitrate ist 
an zunehmenden Rassismus, Drogenprobleme, Obdachlosig- 
. keit und Selbstmorde gekoppelt. Das alles sind Anzeichen 
materieller und sinnlicher Verelendung. Mit der ehemaligen 
DDR wird nicht nur ein ganzes Land durch den kapitalisti- 
schen Fleischwolf gedreht. | 
Das Leid ist grenzenlos. 


‚Dagegen der Zynismus dieses G7-Treffens. Auch des Welt- 
wirtschaftsgipfels in München im Juli und der 500 Jahres- 
Feiern. Ein Tanz auf dem Vulkan! | 

So einfach, wie die Wahrheiten über diese menschenfeind- 
liche Ordnung sind, so schwer ist es, Alternativen und Lösun- 
gen von unten her zu erkämpfen. ‚‚Von unten‘, weil alle Kon- 
zepte einer Krisenbewältigung, sei es die „globale Revolu- 
tion“ des club of rome, eine ‚‚Welttreuhand“ des Nordens 
über den Süden oder ein „ökologischer Umbau“ nur weitere 
_ autoritäre Systeme installieren, die die Menschen unterdrüc- 
ken. An den Problemen ändern sie nichts. 


Die Indigenas Amerikas rufen auf zum Aufstand und General- 
streik gegen das „500jährige Reich“ ! 
Und wir in den Wohlstandsinseln dieser Welt? 


Wie zäh der Kampf sein muß, um etwas zu erreichen, wissen 
wir aus dem Kampf um die Zusammenlegung und die Freiheit 
der politischen Gefangenen. ; 

‚In diesem Land leben einige tausend, die wie ich die Erfah- 
rung von Widerstand und Knast haben. Hunderte sind es, die 
wie wir in der Isolationsfolter um unsere menschliche Würde 
und Zukunft gekämpft haben. Ich rede von der Zeit seit Mit- 
te/Ende der 60er Jahre bis heute[ von den Rebellionen und 
Kämpfen, die diese Entwicklung geprägt haben. Da kommen 
wir her. Da waren wir Teil. 

In:diesem Land leben aber auch Tausende, die im Nazi-Fa- 
schismus gefoltert wurden und diese Hölle überlebt haben. 
Sie wurden wenige Jahre später Opfer der Andenauerschen 
KommunistInnen-Verfolgung. 

Aber ist das denn vorbei? In Hamburg wird gegenwärtig 
zwei Männern wegen ihrem antifaschistischen Kampf der 
Prozeß gemacht. Nach 50 Jahren! 

Ich kann nicht für sie sprechen, aber ich will daran erin- 

nern. Ä 


22 Jahre erbitterten Kampf gegen die Isolationsfolter liegen 
hinter uns. Neun unserer Genossinnen und Genossen wurden 
im Knast getötet. Heute vor 16 Jahren Ulrike Meinhof. 
Jetzt hat ein Teil im Machtapparat erkannt, daß es für die 
nachteilig werden könnte, an der harten haltung festzuhalten. 
Jetzt sollen einige Gefangene nach 17 und mehr Jahren frei- 
kommen. Das wird auch Zeit! 


Natürlich haben die HERRschenden nicht plötzlich ihre Liebe 
zu den Menschenrechten entdeckt. Ja sicher, es soll Wider- 
stand kleinkriegen und die politische Sprengkraft dieses Kon- 
flikts aushebeln. 

Aber es ist eine politische Entscheidung. 


Wir sind realistisch. Es gibt eine kleine Chance, an einem 
Punkt zu einem Fortschritt zu kommen. Ein winzig kleiner 
Riß ist aufgemacht worden — und es ist die Sache von uns 
allen, mit den richtigen Werkzeugen jetzt ein genügend gro- 
Bes Loch in die Mauern zu schlagen, damit unsere gefangenen 
Schwestern und Brüder rauskommen können. | 
Es ist nicht damit getan, daß sich die Gefangenen äußern! 
Auch nicht, daß die RAF eine Feuerpause einlegt! Wir dürfen 
da nicht zuschauen und abwarten. Alle müssen sich einmi- 
schen. Sonst fängt die Regierung noch an zu glauben, sie kön- 
ne so weitermachen. 
Wir sind nicht alle — raus mit den Gefangenen! 


Aber noch sind die revolutionären Gefangenen voneinander 
getrennt! Noch wird die Isolierung in Trakts und alle anderen 
Elemente des Sonderhaftstatut weiter als Druckmittel einge- 
setzt! Immer noch soll damit ein Frieden mit den HERR- 
schenden Zuständen erzwungen werden. Aber diesen Frieden 
wird es nicht geben! | 


_ Die Gewalt und der Druck aus der Verwertungslogik des Ka- 


pitals wirken weiter ungehemmt. Alle Bereiche der Gesell- 
schaft müssen die enormen Kosten der imperialen Auswei- 
tung der Vorherrschaft des ‚weißen Mannes“ in Form von 
Zerstörung und Leid bezahlen. Deswegen ist es absurd, von 
irgendwem zu verlangen, den gewaltsamen Formen, die Re- 
bellionen und organisierter Widerstand annehmen, „abzu- 
schwören‘. Macht von unten gegen die Verhältnisse von 
oben ist keine Glaubensfrage! Sie kommt aus diesen Verhält- 
nissen. 


Die Frage ist nur, ob wir uns der staatlichen Logik der Kon- 
frontation unterwerfen und sie übernehmen. Unser Gründe 
aufzustehen und zu versuchen, die imperialistische Ordnung 
der Gesellschaft zum Teufel zu jagen, lassen sich nicht auf die 
Knarre reduzieren. Das war und ist immer nur eins. Aber nie 
der ganze Befreiungskampf. Deswegen sind wir heute noch 
da — oder auch wieder da. Mit Leib und Seele. An unter- 
schiedlichen Orten der sozialen Konfrontation. 


Ein argentinischer Revolutionär sagte, im Verhältnis zu vor 
25 Jahren, als er sich in seinem Land der Guerilla anschloß, 
haben sich die Gründe für den Kampf vertausendfacht. Aber 
die Kämpfe selbst haben dem nicht standgehalten. 

Ich glaube, das kann ich für die Metropole und die BRD ge- 
nauso sagen. Wir haben eine Summe reichhaltiger, auch 
schmerzhafter Erfahrungen, zu denen vor allen anderen Din- 
gen gehört, daß wir alle in unseren Anstrengungen keine ge- 
samtgesellschaftliche Perspektive mehr entfaltet habne. Das 
finde ich entscheidender als Kategorien wie Sieg oder Nieder- 
lage. 


So widersprüchlich das ist: In der Entwicklung liegt auch eine 
Chance. Wir können heute die Kampferfahrungen aus über 20 
Jahren revolutionärer Politik in den unterschiedlichsten An- 
sätzen reflektieren, um daraus zu lernen: Und wir müssen das 
auch, um den Herausforderungen entsprechend handeln zu 
können. Die alten Strategien der Linken greifen längst nicht 
mehr. Sie stammen aus einer abgeschlossenen Phase. Es geht 
also auch um den Bruch mit althergebrachten politischen 
Orientierungskoordinaten. 

Aber gleichzeitig eskalieren die Verhältnisse tagtäglich. 
Das zwingt uns zum Handlen. Dadrin sind wir natürlich noch 
geprägt von den Denkweisen, die sich herausgebildet haben. 
Wir müssen sie sortieren, denn nicht alles gehört auf den 
Müllhaufen. 


Wir brauchen eine neue revolutionäre Bewegung. Eine, die 
die Gesellschaft erfaßt und Lösungen für die sozialen Proble- 
me entwickelt. Dafür bedarf es viel Verständigung, Aus- 
tausch und Diskussion. gerade auch mit den Menschen aus 
Basis- und Widerstandsentwicklungen anderer Länder und 
Kontinente. Nur zusammen und aus der Gesamtheit der Er- 
fahrungen und ausgehend von der Gesamtheit der Verhältnis- 
se können wir Antworten finden. Nur zusammen werden wir 
weiterkommen. 


Es gibt auf unserer Seite noch zu viele Trennungen — oder es 
bilden sich auch neue heraus. | 
Wir müssen die Faschisten und Rassisten zurückschlagen 
— und gleichzeitig der Regierung Dampf machen, damit die 
politischen Gefangenen rauskommen! | 
Wir müssen Solidaritätsaktionen mit den Kämpfen anderer 
Völker durchführen — und gleichzeitig Häuser und Zentren 
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Wir müssen verhindern, daß deutsche Banker md Soldaten 
andere Länder plattmachen — und gleichzeitig eine Wider- 
standsstruktur entwickeln! 

Wir müssen gegen beschissene Arbeitsbedingungen, der 
Verkehrsterror und die Umweltvergiftung protestieren — und 
gleichzeitig die sexistischen Verhältnisse in unserem Alltag 
und den Institutionen bekämpfen! ! 

Wir müssen unter uns eine offene Diskussion führen — und 
gleichzeitig eine kämpferische internationale Kommunika- 
tion organisierenj 

Nicht alle können alles machen. Aber um die bewußt ge- 
suchte Verbindung gehtes! 


Laßt uns dafür auch die Mobilisierung gegen den Weltwirt- 
schaftsgipfel in München nutzen. In der Vorbereitung und na- 
türlich auch danach. Wir hoffen, aus diesen vielen Ansätzen 
und Kämpfen heraus unsere Wut über die HERRschende 
Weltordnung auf die Straße zu bringen und lautstark werden 
zu lassen. 


500 Jahre Kolonialismus und Kapitalismus sind 500 Jahre 
zuviel! 


(In Bayern sind übrigens inzwischen schon drei Vorberei- 
tungstrejfen gegen den Weltwirtschaftsgipfel in München von 
der Polizei aufgelöst worden.) 


Gerry Mc Geough in die USA ausgeliefert — 
Sehlußwort von Gerry Hanratty! 


Klammheimlich wurde Gerry Mc Geough am 20. Mai ’92 in 
die USA ausgeliefert — bevor der Prozeß gegen ihn in Düssel- 
dorf zuende war. Dies geschah auf Intervention des Auswärti- 
gen Amtes hin (Genschers letzte Tat?). Wahrscheinlicher 
Grund für diese ungewöhnliche Maßnahme wird wohl die Be- 
fürchtung gewesen sein, daß Gerry McGeough ansonsten 
eine eher geringe Strafe wegen Vergehens gegen das Kriegs- 
waffenkontrollgesetz bekommen hätte, die er wiederum 
durch die Untersuchungshaft schon abgesessen hätte, was 
wiederum bedeutet hätte, daß er freigekommen wäre, da die 
USA es versäumt hatten, ihr Auslieferungsbegehren zu er- 
neuern und so die Frist des Auslieferungsantrags in den letz- 
ten Tagen abgelaufen wäre. Daß Gerry Mc Geough auf freien 
Fuß kommen könnte, war auch die Hauptbefürchtung des 
Bundesanwaltes Morré, der seinerzeit schon die US-Regie- 
rung gemahnt hatte, doch endlich einen Auslieferungsantrag 
gegen Gerry Mc Geough zu stellen, da eine Verurteilung hier 
nicht zu erwarten wäre. Also lautet die einfache Devise: hin- 
ter Gitter auf jeden Fall, egal wo (denn was hätte sonst die bri- 
tische Regierung gesagt?). Gerry Mc Geough sitzt zur Zeit 
also in New York City, die genaue Adresse ist uns momentan 
noch nicht bekannt. 


Somit saß Gerry Hanratty am 21.5. beim Plädoyer der Vertei- 
digung und am 25.5. bei seinem Schlußwort plötzlich mit sei- 
nen Verteidigern allein auf der Anklagebank. Er hielt vor 
zehn Prozeßbeobachtern am 25. 5. sein Schlußwort. 

Zuerst befaßte sich Gerry Hanratty in seinem Schlußwort 
mit der Situation im britisch besetzten Nordosten Irlands. Er 
attackierte die Staatsanwaltschaft, die behauptet hatte, daß 
dort kein Kriegszustand sei, und sagte, daß dies beweise, daß 
sie nicht viel von der Situation wüßte. Er bestritt auch, daß 
Krieg nur durch die Anwendung der Genfer Konvention klas- 
sifiziert sei, und führte an dieser Stelle mehrere Morde von 
britischen Soldaten an Iren an, so u.a. den Mord an den drei 
unbewaffneten IRA-Mitgliedern in Gibraltar. Er fragte dann, 
ob vielleicht die Bombenteppiche auf Bagdad, die Lieferung 
von Waffen an die Contras in Nicaragua durch die USA, 
Bushs neue Clusterbomben oder Panzer als Geschenke an die 
Zionisten moralisch in Ordnung und durch die Genfer Kon- 
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vention abgedeckt wären. Er selbst ist von den Briten im 
Knast physisch gefoltert worden (die ihm daraufhin gezwun- 
genermaßen eine Geldabfindung wegen erlittener Folter be- 
zahlen mußten) und saß in der BRD in Kaisheim und Franken- 
thal zwei Jahre lang in absoluter Einzelisolation, wo ihm zu- 
dem noch unter Zwang eine Hand in Gips gelegt worden war 
und ihm 32 Injektionen gewaltsam gespritzt wurden. Dann 
sagte er, daß Krieg ein bewaffneter feindlicher Konflikt zwi- 
schen zwei gegnerischen Parteien sei, daß Briten und Iren 
Parteien im Konflikt sind und daß beide Parteien töten und ge- 
tötet werden, so daß man von einem Krieg sprechen müsse. _ 

Er führte dann einige Beispiele aus seinem eigenen Leben 
an, wie er den Krieg erlebte: Als er zwölf Jahre alt war, sah er 
zum ersten Mal den gewaltsamen Tod eines Menschen, als ein 
Mann in seiner Straße von paratroops, einer Elitetruppe der 
britischen Armee, erschossen wurde. Dieser Mann hatte kei- 
ne Waffen bei sich und war keines Verbrechens schuldig. Als 
er 14 war, wurde ein enger Schulfreund von ihm auf dem Ra- 
sen eines Belfaster Krankenhauses erschossen. Als er 15 war, 
wurde sein engster Freund in dessen Mittagspause von briti- 
schen Truppen erschossen. Sein Freund starb mit 16 Jahren, 
er hatte zwei Kugeln im Kopf. Als er 17 war, wurde seine Pa- 
tentante im Krankenhausbett von britischen Attentätern in 
Doktorkitteln erschossen, weil sie Sinn Fein-Mitglied war. 
Als er 21 war, wurde in seiner Nachbarschaft ein zwölfjähri- 
ges Mädchen vor dessen eigener Haustür erschossen, wonach 
Gerry ihr ausgelaufenes Gehirn vom Fußweg aufkratzte, da- 
mit ihre Familie dies nicht erleben mußte. 

Er sagte, daß solche Anschläge Wirkung auf die irische 
Gemeinschaft tätigten und Gegenreaktionen nach sich zögen 
und daß physische Gegenreaktionen auf diese Aggressionen 
unvermeidlich seien. Dann zog er den Vergleich, daß im Falle 
einer ebensolchen Besatzung in Deutschland es wohl ebenso 
unnatürlich wäre, wenn die Menschen hier nicht reagierten 
und Widerstand leisteten. Die Mehrheit der Deutschen würde 
in diesem Fall den Kampf dagegen nicht als ‚‚terroristisch“ 
bezeichnen. Man könne in Irland nicht die Fakten einer 
900jährigen Invasion und Besatzung durch die Briten abstrei- 
ten. 

Ein anderer Faktor sei, daß Gerry Mc Geough und er selbst 
hier als Extremisten und Terroristen abgestempelt würden. 
Die Partei Sinn Féin hat erklärt, daß es letztendlich einen 
Kompromiß geben müsse und daß sie bereit seien, mit allen zu 
reden; auch baten sie die UNO um die Entsendung von Trup- 
pen in den Nordosten Irlands, um Frieden zu schaffen. Dies 
zeuge eher von einer realistischen Haltung denn von einer ex- 
tremistischen. Die Anerkennung britischer ‚law and order“ 
in Irland zu fordern, sei genauso verrückt, wie dieses von den 
Palästinensern in bezug auf Israel oder von den Kurden in be- 
zug auf Irak oder von den Schwarzen in bezug auf die Apart- 
heid zu fordern. 

Jetzt foigte ein längeres Zitat eines irischen Paters, der die 
Unterdrückung beschrieb, in dem er gesagt hatte, daß es von 
1921 an die Politik der Briten in Nordostirland gewesen sei, 
die irische Nation wirtschaftlich schwach zu halten, daß die 
Briten in den 60ern davon ausgegangen wären, daß die irische 
Bürgerrechtsbewegung von ‚‚finsteren Mächten‘ kontrolliert 
worden wäre, was ein Fehler gewesen sei. Dann habe der 
„loyalistische Pöbel‘ angegriffen und damit die ersten To- 
desfälle provoziert, worauf die britische Regierung durch die 
gewaltsame Demonstration der Stärke eine Revolution ausge- 
löst habe, also genau das, was sie gefürchtet hätte. Die IRA 
sei dann von der Defensive zur Offensive übergegangen. Als 
Antwort darauf seien zivile und militärische Maßnahmen ge- 
gen die irischen Nationalisten koordiniert worden. Die Reak- 
tion wiederum hierauf habe die britische Regierung bewußt 
als Risiko in Kauf genommen, ebenso wie die Manipulation 
des Rechts, was ihr schwerwiegendster Fehler wäre. Soweit 
die Ausführungen des Paters. 

Gerry Hanratty sagte hiernach, daß der 1.Strafsenat in 
München (der über den Auslieferungsantrag gegen ihn nach 


Nordostirland entscheidet) der Meinung sei, daß die Vergan- 
genheit nicht wichtig wäre, was er hiermit widerlegt habe. 

Nach einer kurzen Pause behandelte Gerry den Vorwurf 
der Mitgliedschaft in der IRA. Er führte dazu einen Zeugen 
der Anklage (McClure, britischer Offizier) an, der gesagt 
hatte, daß Gerry Mitglied in der IRA wäre. Seine Quelle war 
eine V-Person, die er nicht bereit war zu nennen und mit der 
er auf Nachfrage nie gesprochen hatte, noch konnte er bewei- 
sen, daß es sie überhaupt gibt. Zwei andere Zeugen gaben die- 

selbe nachrichtendienstliche Quelle an, die also keinen Wert 
in bezug auf eine IRA-Mitgliedschaft habe. Dann begab er 
sich zur Frage der bei ihnen gefundenen Waffen: Tragen nur 
IRA-Mitglieder die Waffen, die der IRA gehören (one man 
one gun)? Haben Menschen immer den Anschlag gemacht 
oder waren sie Beihelfer oder Mitwisser, weil sie die entspre- 
chenden Waffen bei sich haben? Seine Antwort: nein. Es gä- 
be Hunderte von Fällen, in denen Nichtmitglieder verurteilt 
worden seien, weil sie IRA-Waffen bei sich gehabt hätten. Es 
sei bei der IRA nicht wie bei einer Bankräubergruppe, son- 
dern die Antwort läge in der sehr breiten Unterstützerszene. 
Die BAW hatte dieINLA, die Na Fianna Eireann und die Sinn 
Fein als IRA-Anhänger bezeichnet (weil Gerry in den Organi- 
sationen Mitglied gewesen sein soll), um ihn als IRA-Mitglied 
zu klassifizieren. Dazu sagte Gerry, daß die INLA nur eine 
Gruppe aus wenigen Personen sei, die eine streng leninisti- 
sche Ideologie und kommunistische Zielrichtung habe, was 
sie von der IRA abrücke. Na Fianna Eireann sei eine Pfadfin- 
derbewegung, die vor der IRA gegründet worden sei und die 
durch Förderung von Kultur und Sport auf die irische Einheit 
hinarbeitet. Er war 1976 wegen Mitgliedschaft in dieser Or- 
ganisation angeklagt, was aber sowieso nicht auf jetzt über- 
tragbar sei. Zu Sinn Féin sagte er, daß sie eine autonome Par- 
tei und legal sei und daß ein Mitglied der Sinn Fein nicht ein- 
mal mit den Methoden der IRA einverstanden sein müsse. 
Also sei seine Mitgliedschaft in jenen Organisationen kein 
Beweis für eine IRA-Mitgliedschaft 1988 (als er.hier verhaftet 
wurde), das sei nichts anderes als britische Propaganda. Er 
fügte hierzu das Beispiel an, daß der britische General „Bom- 
ber Harris“ die größte Auszeichnung durch die Queen Mum 
(Mutter der Königin Elizabeth II) erhalten hatte, als er die 
Bombenteppiche über deutsche Städte am Ende des 2. Welt- 
kriegs befohlen hatte, mit der offiziellen Begründung, daß er 
die letzten Reste der Nazi-Kriegsmaschine und -Wirtschaft 
_ ausgerottet hätte. Das Problem dabei sei nur, daß er damit nur 
Zivilisten und Alte und Kranke vernichtet hätte. Gerry fragte 
dann das Gericht, ob es nicht auch glaube, daß, wenn die Bri- 
ten über die Morde an Hunderttausenden Zivilisten gelogen 
hätten, sie nicht auch ‚wenigstens ein kleines bißchen“ über 
die Iren lögen. 

Gerry sagte dann, daß er kein Mitglied der IRA sei, daß er 
sich aber zum irischen Nationalismus bekenne und daß er 
glaube, daß eine Reaktion auf die britische Unterdrückung 
unvermeidbar sei. Selbst die Briten versuchten ihn nicht auf- 
grund einer IRA-Mitgliedschaft zu verhaften, weil sie dafür 
keine Beweise hätten und weil es dafür auch keine Beweise 
gebe. Das Gericht solle daraus schließen, daß die IRA-Mit- 
gliedschaft nicht bewiesen worden sei. 

Er zitierte danach den Staatsanwalt, der gesagt hätte, daß 
dies kein Fall der Birmingham Six oder der Guildford Five 
wäre. Dies stimme auch, aber wenn das, was hier vorgelegt 
worden sei, als Beweise für eine Verurteilung benutzt würde, 
werde es ein Urteil schreienden Unrechts geben, nämlich ein 
rein politisches. 

Er führte dann noch einige Zitate der Staatsanwaltschaft an 
und setzte sich mit ihnen auseinander. Danach bedauerte er 
ausdrücklich, daß viele irische Zeugen der Verteidigung wie 
z.B. McAlliskey oder Gerry Adams nicht geladen worden 
wären, denn sie hätten die Ausführungen der BAW in bezug 
auf Nordostirland widerlegt. Sie hätten unzählige Fälle von 
Zivilisten nennen können, die Waffen für die IRA transpor- 
tiert hätten, sie hätten berichtet, daß Sinn Fein und Na Fianna 


Eireann keine IRA-Organisationen seien, sie hätten von der 
Zusammenarbeit von RUC, UDR und anderen loyalistischen 
Todesschwadronen berichtet, sie hätten Ausführungen über 
die britische shoot-to-kill-policy gemacht und hätten bewie- 
sen, daß nachrichtendienstliche Unterlagen der RUC (nord- 
irische Polizei) von dieser direkt an die Todesschwadrone 
übergeben worden wären. 


Soweit die Schlußerklärung von Gerry Hanratty, die hier lei- 
der nur unvollständig wiedergegeben werden konnte. 

Die Urteilsverkündung wurde auf den 4. Juni terminiert, 
das Urteil war zum Redaktionsschluß noch nicht bekannt. 
(d. Red.) 


Angriffe gegen die türkische 
linke Zeitung „Mücadele“ 


Presseerklärung 26. 5.92 
Zu den Angriffen auf unsere Zeitungsbüros ist ein neuer hin- 
zugekommen. Der Terror der Regierung gegen die türkischen 
und kurdischen Völker, der sich tagtäglich steigert, hat auch 
unsere Büros und Vertretungen erfaßt. 

Am Montag, den 26. Mai, wurde unser Büro in Trabzon 
von der Politischen Polizei überfallen und verwüstet. Sie ha- 
ben sich nicht damit abgefunden: Sie haben unsere Korres- 
pondentin und Vertreterin NIHAL ASLANTÜRK festge- 
nommen, die Wohnungen verschiedener unserer LeserInnen 
wurden ebenfalls überfallen und die Bewohner zusammenge- 
schlagen. 

Dieser Angriff auf unser Büro in Trabzon, der zweite inner- 
halb eines Monats, ist absichtlich und zielt darauf, unsere 
Pressefreiheit aufzuheben und die Verbreitung von Meinun- 
gen zu unterbinden. Außerdem machen wir uns besonders um 
unsere Vertreterin Sorgen, deren Gesundheit angegriffen ist 
und die bei der Festnahme mißhandelt wurde. Für alles, was 


unserer Vertreterin geschieht, werden wir die Politische Poli- 


zei haftbar machen. . 

Wir rufen die ganze hellhörige, demokratische Öffentlich- 
keit auf, gegen die Repressionen gegenüber unserer Zeitung 
im besonderen und gegenüber der Presse im allgemeinen 
wachsam zu bleiben und sich gegen diese Repressionen zu 
stellen. 

Zeitung gegen Imperialismus und Oligarchie 
Mücadele 


P.S.: Der Gesundheitszustand unserer Vertreterin Nihal 
ASLANTURK ist besorgniserregend. Nihal Aslantürk trägt 
eine Rückenprothese. In den letzten Tagen (vor ihrer Festnah- 
me) wurde ihr gesagt, daß sie sich behandeln lassen soll. Bei 
der geringsten Erschütterung besteht die Gefahr einer Läh- 
mung. Bitte teilen Sie dies Amnesty International mit. or 
Redaktionsanschrift: Binbirdirek Mah. Terzihane Sok. Ka 
leagasi Ishani No: 11 Kat. 1 

Sultanahmet / Istanbul 

Tel. :0090-1-5 18 34 17, Tel. / Fax : 0090-1-5 1624 14 


Prozeßtermine 


Prozeß gegen Ralfund Knud ee 
Die nächsten Termine im Prozeß gegen Ralf Gauger und 
Knud Andresen vor dem Landgericht in Itzehoe sind am 10.6. 
von 9.30 bis 14 Uhr; 15.6. und 18.6. Danach sind Prozeßfe-' 
rien. Der nächste Prozeßtag findet dann wieder am 20.7. 
statt. Treffpunkt in Hamburg ist um 7.30 Uhr an der Stern- 
schanze. Am 16.6. findet in Berlin eine Veranstaltung zum 
Prozeß statt; auf Stadtteilfesten am 19.6. in Frankfurt und am 
27.6. in Bochum wird der Videofilm zu Ralf und Knud ge- 
zeigt. s : 
Weitere Informationen könnt Ihr über das Infobüro erfahren: 
c/o Schwarzmarkt, Paulinenstr. 15a, 2000 Hamburg 36, 
Tel.: (040) 315642, Öffnungszeiten: Mo 17.30-18.30 Uhr- 
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und Mi 15—16 Uhr. 


Termine 


Darmstadt. 10.6., 19 Uhr, Turnhalle der Bessunger Kna- 
benschule, Ludwigshöhstr. 42, Informations- und Diskus- 
sionsveranstaltung zur aktuellen Situation von Isabel Jacob 
und Ali Jansen. Es werden u.a. dabei sein: RA Wolfgang 
Kronauer (Frankfurt), RA Berthold Fresenius (Frankfurt), 
Dr. Lutz Rosenkötter (Frankfurt) und andere Ärzte. 

Workshop zu den politischen Gefangenen, insbesondere 
den haftunfähigen Die ‚Initiative von MedizinerInnen und 
anderen Menschen‘ veranstaltet auf dem Gesundheitspoliti- 
schen Kongreß, der vom 19.—21.6. in Hamburg stattfindet, 
einen Workshop zu den Gefangenen mit Dr. Lutz Rosenköt- 
ter, RechtsanwältiInnen und ehemaligen Gefangenen. Auf- 
taktveranstaltung: 19.6., 20 Uhr, Philosophen-Turm, 
von-Melle-Park. Kontakt: Fachschaft Medizin, Arbeitsgrup- 
pe GPK, UKE Martinistr. 52, 2000 Hamburg 20, Tel. (040) 
468-4162 oder Ute W. & Georg Z., Tel. (040) 859646. 
Weitere Infos unter der Telefonnummer des Fachschaftsrates 
Medizin von 12—14 Uhr. Um Anmeldung zum Kongreß wird 
gebeten. Teilnehmergebühr 20 DM, bei Ankunft zu zahlen, 
Normalverdiener sollten 30 DM zahlen. Es gibt für die Zeit 
der AGs Kinderräume. Samstags und Sonntags gibt es ein 
warmes Essen, Geschirr und Besteck nach Möglichkeit selbst 
mitbringen. 


Bonn, 20.6., 11 Uhr, bundesweite Demonstration ‚Für 
das Leben und die Freiheit der politischen Gefangenen !“ 
„Nichts verändert sich von selbst. Es liegt an uns, die Frei- 
lassung aller politischen Gefangenen durchzusetzen.“ Frauen 
aus Gießen rufen zu einem starken Frauen- und Lesbenblock 
auf der Demo auf. 


Northeim. 27.6., 11 Uhr, Marktplatz, Demonstration ‚Wi- 
derstand hat Tradition — Den antifaschistischen Widerstand 
organisieren“, anschließend ‚Rock gegen Rechts“ auf der 
Waldbühne unter dem Titel „Gegen die künstliche Isolation 
— Die antifaschistische Kultur“ und Ausstellung über antifa- 
schistischen Widerstand von der Weimarer Republik bis zum 
Ende des Dritten Reiches. Kontaktadresse: Buchladen Rote 
Straße, c/o Kulturinitiative, Rote Str. 10, 3400 Göttingen. 


Anzeigen 


Land Unter — Zeitung aus Schleswig-Holstein Nr.7 Juni 
92, Themen: WWG, Antifa, RAF/RZ-Diskussion, Frauen- 
lesben-Kampf, Norderstedt-Rückblick u.a., Bestellung an: 
Land Unter c/o Infoladen Omega, Bahnhofstr. 44, 2350 Neu- 
münster. Geld im voraus an Kontaktadresse; pro Exemplar 5 
DM und 2 DM Porto; für Infoläden ab 10 Stück 4 DM plus 
Porto (keine Schecks). 


Rote Hilfe-Zeitung 2/92 Themen: Berichte zu Verfahren in: 
Itzehoe, Essen, Dortmund, Düsseldorf, zum Prozeß gegen 


Erich Mielke und Antifaschisten aus der „Ex-DDR“ in Ham- 
burg; Asyl: Das neue Flüchtlingsabschreckungsgesetz ; Poli- 
tische Gefangene: Als erstes die Haftunfähigen raus! Berich- 
te zu Nordirland und Euskadi ; zum neuen Berliner Polizeige- 
setz und „Schengener Abkommen“ u. m. Bestellung an: Rote 
Hilfe e. V., Postfach 6444, 2300 Kiel 14, pro Exemplar 2 DM 
in Buch- und Infoläden oder gegen 3 DM in Briefmarken bei 
der Roten Hilfe. Ein Abo kostet 15 DM für 4 Ausgaben. 


Totgesagte leben länger ... Materialien zur Sicherungsver- 
wahrung mit einem Erfahrungsbericht des Gefangenen Claus 
Goldenbaum; erschienen im Kamalatta-Verlag, Kiel. 112 
Seiten A5, Preis: 12 DM, ab 5 Ex. 30%. Bestellungen an: 
Rote Hilfe Literaturvertrieb, Postfach 64 44, 2300 Kiel 14. 


spreng-sätze Nr.5 zum Prozeß gegen Knud Andresen und 
Ralf Gauger, für 30 Pfg. Solidaritätsbeitrag im Schwarz- 
markt, Paulinenstr. 15, 2000 Hamburg 36 abzuholen. Bestel- 
lungen: ab 9 Stück, Mindestpreis 4 DM, Lieferung nur gegen 
Vorkasse in Scheinen, Verrechnungsschecks oder Briefmar- 
ken. 


Clockwork — Konkret — Arbeiterkampf 

Clockwork Nr. 28 vom 22.5. 92: u.a. mit Beiträgen von Katja 
Leyrer und Christina Kukielka: Freiheit für die politischen 
Gefangenen; außerdem ein Grußwort von Heidi Schulz an 
eine antifaschistische Demonstration am 9. 5. in Essen. 
Konkret Heft 6, Juni ’92: u.a. mit einem von Thomas Eber- 
mann, Rosita Timm und Hermann Gremliza geführten Ge- 
spräch mit den Celler Gefangenen Lutz Taufer, Karl-Heinz 
Dellwo und Knut Folkerts. Daneben ein Beitrag von 
H. Gremliza zum Thema und ein weiterer von Oliver Tolmein 
zur sog. „‚Kinkel-Initiative‘“. 

Arbeiterkampf 343 vom 3. 6. 92 : u.a. mit dem in NDR, WDR 
und HR gesendeten Fernsehinterview mit den Lübecker Ge- 
fangenen Hanna Krabbe, Irmgard Möller, Christine Kuby 
und Gabriele Roilnik ; außerdem Briefe von Eva Haule, Bern- 
hard Rosenkötter, Michael Dietiker und Ali Jansen zur Erklä- 
rung der RAF. 


Neue Broschüre mit Texten von Gefangenen aus RAF und 
Widerstand aus den Jahren 1988—1992 Der AK Drinnen & 
Draußen in Celle hatte im März diesen Jahres allen politi- 
schen Gefangenen aus RAF und Widerstand mit der Bitte ge- 
schrieben, ihnen Beiträge, in denen sich der Stand ihrer Über- 
legungen zur aktuellen Situation, Geschichte, Perspektiven 
usw. spiegelt, für eine Broschüre zur Verfügung zu stellen. 7 
Gefangene aus der RAF und 9 Gefangene aus dem Wider- 
stand werden darin mit Beiträgen vertreten sein. Die Broschü- 
re wird voraussichtlich ca. 100 Seiten umfassen und damit 
etwa 10 DM kosten (für Mehrfachbesteller ergeben sich dann 
die üblichen Konditionen). Wir bitten darum, daß alle diejeni- 
gen, die an dieser Broschüre interessiert sind, sie bereits jetzt 
schon im voraus bestellen (und Infoläden, Buchläden usw., 
wieviele Exemplare), und zwar bei: GNN-Verlag, Postfach 
260226, Zülpicher Str. 7, 5000 Köln 1. 
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